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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Finanz- und Ausgabenordnung

In der Herbstsession behandelte der Ständerat die Motion „Gebundene Ausgaben
reduzieren” der nationalrätlichen Finanzkommission. Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG)
erklärte im Namen der Mehrheit der FK-SR, dass eine Annahme der Motion „als
wichtiges politisches Signal zugunsten der Bemühungen des Bundesrates“ zu verstehen
sei, da sich dieser der Thematik bereits annehme. Dieses Vorgehen kritisierte Roberto
Zanetti (sp, SO) als parlamentarischen Leerlauf, indem er daran erinnerte, dass eine
Motion das Ziel habe, den Bundesrat zum Handeln aufzufordern. Inhaltlich kritisierte er
den Vorschlag als mutlos, weil das Parlament darauf verzichte, die geforderten
Einsparungen von CHF 2 bis 4 Mrd. selbst vorzunehmen und stattdessen „den
Schwarzen Peter dem Bundesrat [zuspiele]“. Paul Rechsteiner (sp, SG) befürchtete, dass
das Ziel der Vorlage vor allem darin bestehe, vom Parlament gemachte und vom Volk
bestätigte Beschlüsse infrage zu stellen. Dies mache vor allem dann keinen Sinn, wenn
man die überaus gute Verfassung des Bundeshaushalts in Betracht ziehe.
Finanzminister Maurer betonte diesbezüglich, dass der Schweizer Bundeshaushalt zwar
im internationalen Vergleich gut dastehe, dass aber der hohe und vor allem steigende
Anteil der gebundenen Ausgaben den Handlungsspielraum von Parlament und
Regierung immer stärker einschränke. Um einen langfristig geordneten Haushalt
sicherzustellen, bedürfe es der Suche nach neuen Lösungen – entsprechend habe sich
der Bundesrat für die Annahme der Motion ausgesprochen. In diesem Sinne stimmte
die Mehrheit des Ständerats und nahm die Motion mit 27 zu 15 Stimmen (0
Enthaltungen) an. 1

MOTION
DATUM: 19.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Die Errichtung eines souveränen, gemeinwohl- und ertragsorientierten Staatsfonds
verlangte Beat Rieder (mitte, VS) im März 2022 in einer Motion. Dieser solle durch einen
Teil der Währungsreserven der SNB geäufnet werden, wobei die SNB im Gegenzug
Obligationen des Staatsfonds als Sicherheit erhalten würde. Die Gewinne des Fonds
sollten Bund und Kantonen zugutekommen, welche sie für Beteiligungen an
systemrelevanten Schweizer Unternehmen oder an strategischen Sachwerten sowie zur
Finanzierung von Investitionsprogrammen zur Konjunkturbelebung einsetzen könnten.
Der Motionär störte sich daran, dass die SNB ihre Währungsreserven in ausländische
Aktien anlegte, und erachtete einen ähnlichen Staatsfonds wie in Norwegen oder
Singapur als Möglichkeit, die Gelder «vorteilhafter, strategischer und unabhängiger»
einzusetzen. 
Der Bundesrat lehnte die Motion als «Eingriff in die verfassungsrechtliche
Unabhängigkeit der SNB» ab. Die SNB müsse uneingeschränkt über ihre
Währungsreserven verfügen können, um eine übermässige Aufwertung des Frankens
verhindern zu können. Zudem kritisierte der Bundesrat unter anderem die fehlende
Berücksichtigung der Möglichkeit eines Anlageverlustes sowie die sehr heterogenen
Einsatzzwecke des Fonds.
In der Sommersession 2022 entschied sich der Ständerat auf Antrag von Roberto
Zanetti (sp, SO) mit 19 zu 16 Stimmen (bei 1 Enthaltung), die Motion der zuständigen
Kommission zur Vorberatung zuzuweisen. 2

MOTION
DATUM: 13.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

1) AB SR, 2017, S. 655 f.; NZZ, 20.9.17
2) AB SR, 2022, S. 488 f.
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